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Die griechische Machtprobe

Wer an die Macht kommt, muss sich im 
Machtspiel behaupten; wer gegen eine 
Phalanx der übrigen Machthaber die 
Regeln des Spiels ändern will, hat es 
schwer. Darum geht es seit dem Amts-
antritt der neuen Regierung in Athen. 
Die griechische wie die europäische 
Linke halten die Austeritätspolitik für 
gescheitert, die heutigen Verwalter der 
Eurokrise wollen dagegen Recht be-
halten und die Austeritätspolitik un-
verändert weitertreiben, ohne Rück-
sicht auf Verluste. 

Es geht also, viel mehr als ums Geld, 
ums Prinzip. Die Syriza-Regierung for-
dert die neoliberale Orthodoxie her-
aus, sie muss scheitern und abgestraft 
werden, selbst um den Preis eines 
Staatsbankrotts und eines ungewoll-
ten Grexits, der die Gläubiger, auch 
die deutschen, viel Geld kosten würde. 
Denn sollte Syriza auch nur ein wenig 
Erfolg haben, könnten in Spanien, Por-
tugal und anderswo noch mehr Wähler 
auf dumme Gedanken kommen. 

Kluge Köpfe, aber ohne Erfahrung

Syrizas Wahlsieg war berauschend 
für die griechische wie für die euro-
päische Linke: Wir können gegen die 
bisherige ökonomische Doxa der Aus-
terität Wahlen gewinnen und an die 
Regierung kommen. Wir können den 
Kurs ändern, den Politikwechsel be-
treiben statt eines bloßen Austauschs 
des Regierungspersonals. Allerdings 
besteht Griechenlands neue Regie-
rung zwar aus klugen Köpfen, doch 
diese haben kaum Erfahrung auf dem 
internationalen politischen Parkett. 
Die Minister spielen seit zwei Mona-
ten unter hohem Druck gegen alle und 

machen dabei zahlreiche handwerkli-
che Fehler, die vermeidbar wären. Die 
Bluffs, die sich oft widersprechenden 
Parolen, die rasch abwechselnden und 
oft improvisierten Vorschläge – all das 
hat die neue Regierung eine Menge 
Sympathien gekostet. 

Dass Tsipras, Varoufakis und Co. auf 
der europäischen Bühne Lärm schla-
gen und bluffen, ist nur zu verständ-
lich. Schließlich fechten sie gegen eine 
Wand der Ablehnung, an der bisher 
all ihre konstruktiven Vorschläge ab-
geprallt sind: Europäische Schulden-
konferenz – njet aus Berlin. Dabei ist 
es ein sinnvoller Vorschlag, weil Mer-
kel und Co. es durch die vertagte Grie-
chenlandrettung 2010 geschafft  ha-
ben, aus einem anfangs überschauba-
ren Randproblem eine Euro- und EU-
Krise zu machen. Die Kopplung des 
griechischen Schuldendienstes an das 
Wirtschaftswachstum? Abermals njet 
aus Berlin; obwohl den Vorschlag vie-
le Ökonomen, auch in Deutschland, 
unterstützen, um Griechenland end-
lich wieder Luft zum Atmen zu ver-
schaffen. Das gilt auch für den Über-
brückungskredit bis Mai 2015, um fäl-
lige Schulden bedienen zu können und 
derweil ein anderes Reformprogramm 
in die Wege zu leiten – doch auch da-
zu njet aus Berlin, wie natürlich auch 
zum Stopp des Ausverkaufs öffentli-
chen Eigentums und der Massenent-
lassungen im öffentlichen Sektor. Da-
her steckt die neue Athener Regierung 
in der Zwickmühle – ökonomisch wie 
politisch. 

Wirtschaftlich ist Griechenland 
auch nach zwei Umschuldungen pleite, 
vielleicht nur noch „pleiter“ als zuvor. 
Fest steht: Schulden in Höhe von gut 
322 Mrd. Euro, was einer Schulden-
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quote von über 175 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) entspricht, kann 
ein Land wie Griechenland niemals 
zurückzahlen. Schulden sind nun mal 
kein moralisches, sondern ein ökono-
misches Problem, und die griechische 
Zentralbank wie die Athener Börse 
spielen nicht in der gleichen Liga wie 
die der USA oder auch Japans, das sich 
eine Schuldenquote von über 243 Pro-
zent leisten kann. Der Grund: Japan ist 
nach wie vor ein Schwergewicht in der 
Weltökonomie, dessen Finanzinstitu-
tionen die Anleihen des eigenen Staa-
tes eisern im eigenen Portefeuille hal-
ten und damit der Finanzspekulation 
entziehen. Japan zahlt daher nur Mini-
zinsen auf seine Staatsschulden. 

Die griechische Volkswirtschaft ist 
dagegen nicht in der Lage, derart hohe 
Auslandsschulden zu tragen – und sie 
wird dies auch mittels noch so bruta-
ler Gesundschrumpfungskuren nicht 
werden. Denn die Umschuldungen 
wurden stets mit neuen Staatsschul-
den finanziert, während gleichzeitig 
dank der unsinnigen Sparpolitik der 
Troika die gesamte Wirtschaftsleis-
tung drastisch schrumpfte (um über 25 
Prozent) und die Arbeitslosigkeit sich 
verfünffachte. Erreicht wurde im Er-
gebnis bloß die Verschiebung der grie-
chischen Staatsschulden. Die deut-
schen, französischen, britischen und 
sonstigen Banken und Fonds, die 2010 
um ihre griechischen Staatsanleihen 
bangten, sind längst aus dem Schnei-
der. Mittlerweile befinden sich über 
80 Prozent der ausstehenden griechi-
schen Staatsanleihen in den Händen 
öffentlicher Gläubiger. Positiv daran 
ist: Diese Schuldner können, anders als 
private Banken, warten, sogar sehr lan-
ge. Sie brauchen mit ihren „Geldanla-
gen“ auch keine Geschäfte zu machen 
und sie brechen nicht zusammen, falls 
sie sie abschreiben müssten. Ein Vor-
schlag, der auf dieser schlichten Ein-
sicht beruht, lautet daher, man soll die 
Schulden schlicht „vergraben“, sprich: 
vorläufig ruhen lassen. In jedem Falle 
spricht einiges dafür, die „Schulden-

krise“ in Rest-Europa etwas entspann-
ter zu sehen als gemeinhin üblich.1

Was dagegen, da der ganze Schul-
dentransfer mit Krediten unterschied-
licher Laufzeiten finanziert wird, jetzt 
umso mehr drängt, ist eine Lösung für 
Griechenland, um aus dem skurrilen 
Umleitungsgeschäft auszubrechen: 
Die ersten Hilfskredite wurden ge-
braucht, um den Privatgläubigern ihre 
Griechen-Bonds abzukaufen, die jetzi-
gen Hilfskredite werden dafür benutzt, 
um die älteren Hilfskredite des IWF 
und der Eurogruppe zu bedienen. Und 
weil das Land nach wie vor von den 
internationalen Finanzmärkten ausge-
schlossen ist, werden ständig weitere 
Kredite fließen müssen, um die anhal-
tenden Liquiditätsprobleme zu lösen. 

Uneinlösbare Versprechen

Politisch hat Syriza ebenfalls große 
Probleme: Im Wahlkampf wurden Ver-
prechen gemacht, die sich kaum halten 
lassen. Auch wenn ein Zurückdrehen 
vieler Sparmaßnahmen angesichts der 
akuten Notlage eines Drittels der grie-
chischen Bevölkerung richtig, notwen-
dig und angemessen wäre, fehlt der 
neuen Regierung dafür schlicht das nö-
tige Kleingeld – eben weil die Steuer-
einnahmen weggebrochen sind und 
weil sie die Hilfskredite von der Troika 
nicht nach Belieben verwenden kann.

Auf den anfangs geforderten Schul-
denschnitt zu verzichten und ein wei-
teres Reformpaket vorzulegen – das 
waren schon erhebliche Zugeständ-
nisse der Athener Regierung an ihre 
Gegenspieler in Brüssel und Berlin. 
Aber mehr noch: Alle geplanten Not-
maßnahmen gegen die humanitäre 
Krise im Lande wurden unter Finan-
zierungsvorbehalt gestellt. Mit rei-
ner Symbolpolitik allein – aus „Troika“ 
mach‘ die „Institutionen“ – wird sich 
das griechische Wahlvolk auf Dauer 

1	 Vgl. dazu Jannis Milios, Verhandlungen über 
die Schuld, in: „Sozialistische Politik und 
Wirtschaft“ (SPW), 1/2015, S. 4-7. 
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jedoch ebenso wenig abspeisen lassen 
wie der linke Parteiflügel. 

Die notorisch schlechte Steuermoral 
zwackt die neue Regierung allerdings 
noch härter. Unter dem Troika-Re-
gime haben sich die Griechen zudem 
angewöhnt, den alten Volkssport der 
Steuervermeidung und -hinterziehung 
als patriotischen Widerstand gegen 
die ausländischen „Besatzer“ zu be-
greifen. Die griechischen Selbststän-
digen – immerhin ein Drittel der Er-
werbstätigen, also doppelt so viel wie 
in der EU insgesamt – versteuern re-
gelmäßig weniger als 50 Prozent ihrer 
tatsächlichen Einkommen. Viele grie-
chische Großunternehmen, darunter 
die Reedereien, der nach dem Touris-
mus wichtigste Wirtschaftszweig, zah-
len faktisch keine Steuern, und auch 
die Mehrwertsteuer wird systematisch 
hinterzogen. Dazu kommen die unver-
steuerten und ins Ausland transferier-
ten Oligarchen-Milliarden, die derzeit 
teils auf Schweizer Konten liegen oder 
in britischen Immobilien stecken. 

Das Elend der Austerität

Die Regierung Tsipras bekam nach 
einigem Gefeilsche nur eine viermo-
natige Verlängerung des bisherigen 
Hilfsprogramms durch die Geldgeber 
(EZB, IWF, Europäische Kommission 
bzw. Eurogruppe, also die Euroländer), 
inklusive aller bisher erteilten Aufla-
gen. Im Gegenzug erhielt sie nur die 
Konzession, sich ihr eigenes Reform-
programm schneidern zu dürfen, das 
sie sich aber wiederum von den „Insti-
tutionen“ genehmigen lassen muss. 

All das wird Griechenland nicht aus 
der Bredouille befreien. Die griechi-
sche Wirtschaft wächst wieder, trom-
peteten dagegen die Austerianer 2014: 
Nach sechsjährigem Schrumpfen ver-
zeichnete Griechenland ein Wachstum 
um 0,6 Prozent, während im gleichen 
Jahr der Kapitalstock des Landes um 
weitere 18 Prozent (gemessen am BIP) 
abnahm. Doch für Schäuble und Co. 

war dieses „Wachstum“ der Beweis, 
dass die bittere Medizin der Austerität 
positive Wirkung zeigt.

Dabei sind alle relevanten ökono-
mischen Daten für Griechenland ka-
tastrophal: Das Land verarmt dra-
matisch, sein wirtschaftliches Poten-
tial schrumpft weiter, die Investitio-
nen sind seit 2011 negativ. Heute gibt 
es eine Million Erwerbstätige weni-
ger als 2008, die jungen und gut aus-
gebildeten Griechinnen und Griechen 
wandern in Massen aus (über 50 000 
pro Jahr laut einer Zählung der Euro-
päischen Kommission). Es wird Jah-
re, vielleicht Jahrzehnte dauern, bis 
die Schäden halbwegs wieder beho-
ben sind, die die Austeritätspolitik der 
Troika angerichtet hat. 

Tsipras und seine Truppe können 
derzeit nur auf die Einsicht ihrer Geld-
geber hoffen. Doch bislang ist davon 
wenig zu spüren. Obwohl die Euro-
gruppe und einige Parlamente, auch 
der Bundestag, dem bewusst vage ge-
haltenen griechischen Reformplan En-
de Februar zugestimmt haben, ist die 
Lage hoch verfahren. Der eigentli-
che Grund dafür: Austerianer verste-
hen unter „Reform“ etwas ganz ande-
res als der Rest der Menschheit. Die 
neue griechische Regierung hat da-
gegen umfassende Strukturreformen 
angekündigt: eine Steuerreform, eine 
Finanzreform, eine Reform der öffent-
lichen Verwaltung, eine Reform des 
Sozialstaats. Das sind Reformen im 
eigentlichen Sinne, die aber schwer 
zu machen sind und kurzfristig eher 
Geld kosten als Geld bringen. Denn: 
Der griechische Staatsapparat ist tra-
ditionell schwach (man kennt nicht 
einmal die genaue Zahl und Vertei-
lung der Beschäftigen im öffentlichen 
Dienst), die griechische Bürokratie ist 
notorisch un(ter)qualifiziert und tech-
nisch schlecht ausgestattet. Manage-
ment und Kontrolle der öffentlichen 
Finanzen sind schlecht (es gibt mehr 
als 14 000 Haushaltsposten im grie-
chischen Staatshaushalt), der unter-
besetzten griechischen Steuerver-
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waltung entgeht so regelmäßig mehr 
als ein Drittel der eigentlich fälligen 
Steuern. Die politische Kultur ist zu-
dem tief von Korruption, Klientelismus 
und rent-seeking geprägt; der gesamte 
Staat ist mit den Apparaten der großen 
(Alt-)Parteien verfilzt. Griechenland 
verfügt zudem über einen schiefen 
Korporatismus: Die Gewerkschaften 
sind extrem stark im öffentlichen Sek-
tor, aber extrem schwach im privaten. 
Der Sozialstaat ist in wesentlichen Tei-
len, etwa bei der Arbeitlosenversiche-
rung, unzureichend ausgebaut; gleich-
zeitig gibt es einen rigiden Schutz für 
die Beschäftigten, vor allem im öffent-
lichen Sektor. Das Land hat ein vollaus-
gebautes öffentliches Gesundheitssys-
tem auf europäischem Niveau, gleich-
zeitig aber die höchsten privaten Ge-
sundheitsausgaben in der ganzen EU 
(ebenso verhält es sich im Erziehungs-
wesen). Und schließlich verfügt Grie-
chenland über einen großen (schwar-
zen oder grauen) informellen Sektor in 
der Wirtschaft.2

All das will die neue Regierung re-
formieren. Eine solche Lösung der 
griechischen Krise ist längst überfäl-
lig, sie wäre der Hebel, um die fatale 
und überflüssige „Eurokrise“ endlich 
zu beenden – zum Nutzen ganz Euro-
pas. 2010 wurden die Weichen dank 
Merkel und Co. falsch gestellt, seither 
steigen überall die Wogen des Natio-
nalismus und der offenen Europafeind-
schaft. Eine andere Krisenpolitik, ein 
Ende der Spardiktate nach Einheits-
muster, ist daher dringend notwen-
dig. Wer den Euro- bzw. EU-Feinden 
den Wind aus den Segeln nehmen will, 
muss den Kurs rasch ändern. Der Re-
gierungswechsel in Athen bietet da-
zu die Chance, allen Pannen und Un-
geschicklichkeiten der neuen Mann-
schaft zum Trotz. 

2	 Vgl. Kevin Featherstone, The Greek Sovereign 
Debt Crisis and EMU: A Failing State in a Ske-
wed Regime, in: „Journal of Common Market 
Studies”, 2/2011, S. 193-217; Michael Mitso-
poulos und Theodore Pelagidis, Explaining 
the Greek Crisis: From Boom to Bust, Basing-
stoke 2010. 

Verbündete tun not

Nachgeben werden Merkel, Schäuble 
und Co. allerdings nur, wenn die grie-
chische Linksregierung Verbündete 
in Europa sucht und findet. Und zwar 
solche, die – anders als die zum Teil 
viel zu unkritischen Syriza-Bejubler 
innerhalb der deutschen Linken – über 
politische Macht verfügen. Solche aber 
gibt es durchaus: Jean-Claude Juncker 
und die EU-Kommission wollen keinen 
Grexit, ihnen kommt der Gegenwind 
für die Oberlehrer aus Deutschland 
durchaus gelegen. Das EU-Parlament 
hat zwar wenig zu sagen (zumin-
dest auf kurze Sicht), aber moralische 
Unterstützung kommt auch von dort. 
Der eigentliche, natürliche Verbünde-
te wäre allerdings die europäische So-
zialdemokratie, immerhin in etlichen 
Euroländern eine (mit)regierende Par-
tei. Der SPD käme daher eine Schlüs-
selrolle zu. 

Syriza und die heterodoxen Öko-
nomen, die mit der europäischen Lin-
ken sympathisieren, haben die gro-
ße Chance, endlich eine Alternative 
zum bisherigen „Brüsseler Konsens“ 
der Austeritätspolitik vorzulegen, auf 
die viele so sehnsüchtig warten, nicht 
nur in den Krisenländern. Zum erfolg-
reichen Kurswechsel braucht es aller-
dings eine klare wirtschaftspolitische 
Strategie. Hand und Fuß (und Kopf) 
muss diese haben, sonst ziehen die So-
zialdemokraten nicht mit. Allerdings 
haben sich – außer Schäuble – bisher 
nur wenige im EU-Politikbetrieb auf 
eine Totalblockade der demokratisch 
legitimierten Regierung Tsipras fest-
gelegt. Die europäischen Sozialdemo-
kraten sollten daher die Chance zum 
solidarischen Schulterschluss nutzen –  
auch zum eigenen strategischen Vor-
teil. Denn die Halbstarken von links 
werden sie so schnell nicht wieder los. 
Besser daher, sich mit ihnen zu verbün-
den, um die europäische Karre endlich 
aus dem Dreck zu ziehen, als mit den 
verbohrten Austeritätsideologen im-
mer weiter hineinzufahren. 
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